
Dresden:  Neue  technische
Angriffe von Pro-Zionist_Innen
VON REVOLUTION DRESDEN

 

Seit der Gründung unserer Dresdner Ortsgruppe vor knapp sieben Monaten,
hören die Angriffe der pro-zionistischen Kräfte nicht auf. Verbot des offenen
Auftritts auf Demonstrationen, Boykott und Sabotage der Aktionen, an denen
wir mitgewirkt haben etc. Als exemplarisches Beispiel hierfür dient sicherlich
der  Schul-  und  Unistreik  am  29.04.2016,  an  dessen  Planung  und
Organisierung  auch  unsere  Ortsgruppe  beteiligt  war.   

Dabei halten wir den antirassistischen Schulstreik für ein in dieser Situation
notwendiges und taktisches Mittel, vor allem für die Zusammenarbeit von
unterschiedlichen Strömungen der subjektiven Linken – speziell in Sachsen.
Eine  kollektive  Aktion  dient  vor  allem  einen:  der  Möglichkeit  für  die
einzelnen Gruppen,  Strukturen und Aktivist_Innen,  ihre Perspektiven und
Forderungen in eine gemeinsame Mobilisierung einfließen zu lassen. Auf der
anderen  Seite  ermöglicht  es  den  unterschiedlichen  Kräften,  ihre  Ideen
außerhalb der Linken zu propagieren, um Ansätze zu schaffen, sich dort zu
verankern, wo sich nahezu alle Jugendlichen bewegen – in der Schule. Hier
entsteht  die  Herausforderung  und  das  Potential,  Jugendliche  für  den
a n t i r a s s i s t i s c h e n  K a m p f  z u  g e w i n n e n .  I n  Z e i t e n ,  i n
denen Pegida wöchentlich eindeutig stärker mobilisiert als „wir“, zeigt sich
diese Notwendigkeit deutlicher denn je auf. Letzteres Argument verdeutlicht
auch  nochmal  den  dritten  Punkt,  der  für  den  Schulstreik  spricht:  Wir
befinden uns im Zuge der neuen Qualität der rassistischen Bewegung in
einem  starken  Polarisierungsprozess.  Dieser  Polarisierungsprozess  führt
jedoch nicht automatisch dazu, dass sich die Menschen nach links bewegen,
sondern, dass es die Aufgabe von „uns“ ist, diesen Menschen Angebote und
ein  revolutionäres  Programm  im  Kampf  gegen  den  aufkommenden
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Rassismus, als Folge der historischen Krise des Kapitalismus, anzubieten.
Sich  dieser  Perspektive  zu  verschließen,  ist  unserer  Meinung  nach
rückschrittlich.  

Wie gesagt,  so getan. Der erste Schul-  und Unistreik nach vielen Jahren
wurde  nicht  unterstützt  oder  gar  ignoriert,  sondern  von  Pro-
Zionist_Innen  mit  allen  Mitteln  sabotiert.  Sowohl  der  „anti-autoritäre
Jugendtreff“ als auch die FAU Dresden hatten sich eher dafür entschieden,
am Aktionstag Flyer gegen unsere Organisation zu verteilen und sich von der
Mobilisierung fernzuhalten, als diese zu unterstützen. Auch wenn sie auf den
Flyern  darauf  hingewiesen  haben,  dass  die  Aktion  und  der  inhaltliche
Rahmen  sehr  unterstützenswert  seien,  war  die  Beteiligung  unserer
Organisation Grund genug, um nicht gegen Rassismus auf die Straße zu
gehen. 

Die Realität geht sogar noch weiter. Wir haben es hierbei nämlich mit einer
Reihe von bewusst-technischen Angriffen auf unsere Strömung zu tun. Die
Devise  lautet  dabei:  konkretes  unter  Druck  setzen  jener  Kräfte,  die  die
Zentralität der kollektiven Aktion erkannt haben. Unser Ziel, und das sei an
dieser Stelle deutlich betont, ist es nicht, die pro-zionistischen Rassist_Innen,
die  in  der  Unterdrückung  einer  Gruppe  die  Befreiung  einer  anderen
zelebrieren, dazu zu bewegen, ihr Herz zu erweichen und uns willkommen zu
h e i ß e n .  W i r  r e i c h e n  j e n e n  d i e  H a n d ,  d i e  m i t  d i e s e r  A r t
der  isolierenden  Politik  brechen  wollen.   

Diese  Angriffe  sind  selbstverständlich  darauf  zurückzuführen,  dass
die „Gefahr“ besteht und wächst,  dass sich eine antiimperialistische und
antizionistische Organisation in der Dresdner Linken stärker verankern und
die vorherrschende pro-zionistische Ideologie ins Wanken kommen könnte.
Da tritt  selbst  der  hoch geschätzte  Antirassismus und der  Kampf  gegen
PEGIDA eindeutig in den Hintergrund. So oder so ähnlich ging es mehreren
Organisationen in der Vergangenheit,  die verdrängt, isoliert und mundtot
gemacht  wurden.  Mit  Erfolg,  denn  im  Moment  sind  wir  die  einzige
antizionistische Jugendorganisation, die als solche wahrgenommen wird und



aktiv öffentlichkeitswirksame Arbeit macht.  

Da die bisher unternommenen „Maßnahmen“ nicht dazu geführt haben, auch
uns in die Bedeutungslosigkeit  zu zwingen,  wurde nun die Entscheidung
getroffen,  uns  auch  den  Tagungsraum  (offenes  Abgeordnetenbüro  von
Juliane Nagel und Lutz Richter – Fraktion Die Linke im sächsischen Landtag)
zu  entziehen.  „Auf  Druck  vieler  linker  Strukturen“  hin  hätten  sich
J u l i a n e  N a g e l  u n d  L u t z  R i c h t e r  d a f ü r  e n t s c h i e d e n ,
unsere  migrantisch  geprägte  Ortsgruppe  von  der  Benutzung  dieser
Räumlichkeit,  die  nach  Eigenbezeichnung   u.a.  auch  speziell
für Postmigrant_Innen zu Verfügung stehen soll, auszuschließen. Wir lehnen
diese  Entscheidung  deutlich  ab,  denn  es  handelt  sich  hierbei  um
p o l i t i s c h e  Z e n s u r .  W i r  f o r d e r n  d i e  R ü c k n a h m e  d i e s e r
Entscheidung.  Gleichzeitig  appellieren  wir  an  alle  Kräfte,  die  diese
Entscheidung ebenfalls ablehnen, sich mit uns zu solidarisieren. Uns ist klar,
dass diese Repression zwar uns trifft, jedoch eine gefährliche Tendenz für
alle fortschrittlichen linken Kräfte darstellt – denn gemeint sind wir alle!

Wir  betrachten diesen Angriff  als  rückwärtsgewandte Intervention in  die
Arbeiter_Innenbewegung und Linken. Für uns ist dies ein deutliches Zeichen,
was die führende Kraft innerhalb der Arbeiter_Innenbewegung ist; es ist der
Reformismus. Der Reformismus versucht, die paar Zugeständnisse, die an
einen Bruchteil der Arbeiter_Innen gemacht wurden, einzutauschen gegen
die  Verteidigung  des  objektiven  Interesses  der  internationalen
Arbeiter_Innenklasse. Im Austausch für dieses Zugeständnis verteidigt er die
herrschenden Eigentumsverhältnisse. Aus diesem Zugeständnis verteidigt er
auch  die  kapitalistischen  Nationalstaaten  und  legitimiert  sie  vor  seiner
sozialen Basis. Ein Pfeiler des deutschen Staates ist die Unterstützung des
Zionismus  als  Ordnungsmacht  im  Nahen  Osten,  zur  Verteidigung  der
imperialistischen Weltordnung. Im Windschatten eines solchen Bewusstseins
können  sich  auch  solche  kleinbürgerlichen  Ansätze,  wie  der  der
Antideutschen  breit  machen.

Doch diese Ausgangslage lässt uns nicht resignieren! Euer aufgewirbelter



Wind macht uns nur stärker und bestätigt uns darin, dass wir seit langem
dringend notwendige Politik  nach Dresden tragen.  Und an diesem Punkt
werden wir unsere Arbeit fortsetzen – gestärkt. 
Wir  möchten  alle  Aktivist_Innen  und  Gruppen  in  Dresden,  die  für  eine
gemeinsame  Perspektive  gegen  die  bestehende  rassistische
Bewegung  kämpfen  wollen,  nochmals  dafür  motivieren,  dies  im
Schulterschluss mit uns zu machen. Das bundesweite Bündnis „Jugend gegen
R a s s i s m u s “ ,  a n  d e s s e n  A k t i o n e n  s i c h  a u c h  d a s
Jugendbündnis Bricolage teilnimmt,  versucht dabei,  einen Ansatz für den
Aufbau  einer  antirassistischen  Jugendbewegung  darzustellen.  Am  29.
September wird es in vielen Städten in Deutschland und Österreich einen
antirassistischen Schulstreikaktionstag geben, dieser Tag stellt einen guten
Ausgangspunkt für die kommenden Kämpfe, auch in Dresden, dar. 

 

Weitere empfehlenswerte Artikel zur Frage: 

Grundlage: Wer sind die „Anti“-Deutschen?

Unsere  letzte  Stellungnahme  zur  Offensive  von  Anti-Deutschen  Kräften
gegen unsere Organisation:
Dresden: Kämpft die Linke gegen PEGIDA oder gegen sich selbst?

Jugend gegen Rassismus –  Wie
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weiter?

Ab nach Berlin zur Perspektivkonferenz
am 21./22.5.!

Während sich Merkel und Gabriel auf die Schulter klopfen, wie gut sie den
angeblichen  „Flüchtlingsstrom“  unter  Kontrolle  gebracht  hätten,  schießt
Erdogan auf Geflüchtete und baut mit EU-Geldern Massenauffanglager. Die
Festung  Europa  wird  derweil  komplett  dicht  gemacht  und  militärisch
abgeriegelt.

Der Rechtsruck im Innern nimmt jedoch nicht ab und so gehen weiterhin
tausende  Nazis  und  Rechtspopulist_innen  auf  die  Straße  und  verüben
regelmäßige Anschläge und Übergriffe auf Geflüchtete und ihre Unterkünfte.
Die rechtspopulistische AfD schaffte es dabei sogar in einige Landtage und
geht  mit  Rassismus,  Sexismus,  Militarismus  und  Homophobie  auf
Stimmenfang. Doch wer AfD sagt, muss auch Bundesregierung sagen, denn
so führen CDU und SPD mit dem Türkei-Deal, dem Integrationsgesetzt und
dem neuen Asylpaket genau die Politik aus, die die AfD propagiert.

Genau gegen diesen Rassismus – ob von Pegida, AfD oder Staat – sind wir
Schüler_innen, Studis und Azubis am 27.4. zu Tausenden auf die Straßen
gegangen. 8000 Jugendliche haben sich in 16 Städten in Deutschland am
selben Tag gegen die Abschiebung unserer Mitschüler_innen,  für gleiche
Bildungschancen,  gleiche  Rechte,  offene  Grenzen  und  ein  Ende  der
deutschen Kriegseinsätze eingesetzt. Beteiligt haben sich Basisgruppen der
SDAJ,  der SAV, solid,  der DGB Jugend und viele weitere linke Gruppen.
Getragen wurde die Mobilisierung aber vor allem auch von Basisstrukturen
in Schulen, Unis und Kiezen.

Nun, 2 Wochen nach der Aktion,  sollten wir aufhören uns und die geile
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Aktion zu feiern und noch vorne blicken! Mit einer Einzelaktion – so geil sie
auch  war  –  ist  der  aktuelle  Rechtsruck  noch  nicht  aufgehalten,  deshalb
wollen  wir  als  Jugend  gegen  Rassismus  am  21./22.  Mai  zu  einer
Perspektivkonferenz in Berlin einladen. Wir wissen: Da geht noch mehr! Wir
wollen deshalb gemeinsam diskutieren, wie wir weiter machen können, wie
wir die aktiven Schüler_innen bei der Stange halten, wie wir das Sommerloch
stopfen, wohin Jugend gegen Rassismus gehen soll und was unsere nächsten
Aktionen sein werden. Ebenfalls sollten wir uns darüber unterhalten, wie wir
uns  gegenüber  den  anderen  bestehenden  bundesweiten  antirassistischen
Bündnissen verhalten. Also kommt nach Berlin, nehmt eure Freund_innen
und Mitschüler_innen mit und habt coole Ideen im Handgepäck!

Feststeht, dass wir unsere Schlagkraft für die nächsten Aktionen aber nur
erhöhen können, indem wir die größeren linken Jugendorganisationen für
unsere Sache gewinnen. Der Erfolg unseres Streiks am 27.4. soll deshalb als
Aufruf an die gesamte radikale Linke, die Gewerkschaftsjugenden, die SDAJ,
die Jusos und links[solid] verstanden werden, selbst aktiv zu werden, sich mit
uns zu vernetzten, sich am Bündnis zu beteiligen und endlich mal „Budder
bei die Fische“ zu machen! Wir laden jene Organisationen herzlich dazu ein,
am 21. und 22.5. mit uns zu diskutieren, denn wenn wir jetzt nicht anfangen
gemeinsame Sache zu machen, dann ist es bald zu spät!

Jugend  gegen  Rassismus:  Wie
weiter nach dem Aktionstag?
JAQUELINE KATHERINA SINGH

Im Januar dieses Jahres kamen jugendliche Aktivist_Innen zusammen, um zu

https://onesolutionrevolution.de/jugend-gegen-rassismus-wie-weiter-nach-dem-aktionstag/
https://onesolutionrevolution.de/jugend-gegen-rassismus-wie-weiter-nach-dem-aktionstag/


beratschlagen,  was es in der aktuellen Situation bedarf,  um der rechten
Bewegung  etwas  entgegenzustellen.  Aus  7  Städten  waren  rund  40
AktivistInnen  anwesend,  die  einen  Diskussionsbetrag  mit  Streiktermin
veröffentlichen und die Initiative „Jugend gegen Rassismus“ (JGR) gegründet
haben.

Ziel war es, mehr Kräfte für die Aktion zu gewinnen. Ende Februar gab es
dann  eine  größere  Aktionskonferenz,  die  die  Forderungen  und  den
Koordinierungskreis hervorbrachte. Konkret sind in den drei Monaten aus
den 7 Städten 16 geworden, die eine Aktion am 27. April machen.

Nach dem Streik ist vor dem Streik?

Nach dem Streik ist es wichtig, die Bündnisse, die sich gegründet haben,
aufrecht zu erhalten. Die Aktionen müssen ausgewertet werden, nicht nur
lokal, sondern bundesweit. Für die Auswertung ist es wichtig zu verstehen,
dass  diese  Aktion  im  Gegensatz  zu  den  vorherigen  Streiks  einen
entschiedenen Unterschied darstellt. Denn statt in zwei oder drei Städten
gehen nun in 16 Städten Jugendliche am gleichen Tag auf die Straße. Nicht
nur  das:  Sie  tun  dies  sogar  mit  einem  gemeinsamen  Slogan  und
gemeinsamen  Forderungen!

Für viele mag das vielleicht banal klingen. Aber in den letzten Jahren war
Berlin die einzige Stadt, in der nach den Bildungsstreikprotesten mit einer
gewissen Regelmäßigkeit Schulstreiks organisiert wurden. Erst beim letzten
Streik im November 2015 sind Städte wie Bremen und Frankfurt am Main
dazugestoßen,  später  Hamburg  und  Bonn.  Dass  sich  innerhalb  von  drei
Monaten so eine Dynamik entwickelt und Aktivist_Innen in unterschiedlichen
Städten die Initiative ergreifen sich der Aktion anzuschließen, ist ein Zeichen
dafür, dass die Aktion in der aktuellen Situation eine notwendige und richtige
war.

Klar  ist,  dass  nicht  in  allen  Städten  mehrere  tausend  Jugendliche
demonstrieren. Man sollte sich nicht davon demoralisieren lassen, dass bei
der  ersten  Aktion,  die  man  gemacht  hat,  man  nicht  gleich  die  Massen
ansprechen konnte. Das hat nämlich mehrere Gründe: Zum einen liegt es



daran,  dass  die  Aktion  oftmals  von  kleineren  linken  Gruppen  und
Einzelaktivist_Innen getragen wird. Das schränkt die Möglichkeiten für die
Mobilisierung ein, vor allem, wenn es wenig Erfahrung gibt auf die man
zurückgreifen kann. Würden größere Organisationen wie solid,  Jusos,  die
Gewerkschaftsjugend,  die  SDAJ  oder  die  SAV  die  Aktionen  nach  ihren
Kräften unterstützen, würde es ganz anders aussehen. Es gäbe noch mehr
Städte, die sich an den Aktionen beteiligen und mehr Organisationen, die die
für die Mobilisierung unabdingbare Basisarbeit leisten könnten. Das heiß es
gäbe mehr Ressourcen für Mobitouren vor Schulen, Veranstaltungen und
Vollversammlungen  an  Schulen  hin  zum  Streik.  Vereinzelt  nehmen
Ortsgruppen dieser Organisationen an Aktionen teil, wie beispielsweise solid
und die SAV in Bremen oder die SDAJ in Kiel. In ihrer Gesamtheit verhalten
sich die Organisationen als Gesamtes leider eher passiv und mobilisieren
dort, wo sie müssen, ihre Basis.

 

Und wie geht’s weiter?

Am 21./22. Mai soll es eine Perspektivkonferenz in Berlin geben. Auf dieser
sollten Vertreter_Innen der lokalen Bündnisse zusammentreffen und auch
Organisationen, die Interesse haben, sich JgR anzuschließen oder mit dem
Bündnis  zusammenarbeiten wollen.  Die  unterschiedlichen Aktionen sollen
ausgewertet werden und wir müssen uns die Frage stellen, wie wir das Loch,
das die Sommer- und Semesterferien mit sich bringen, füllen können.

Schwerpunktmäßig sollte jedoch die Frage aufgeworfen werden, wie man die
Initiative  auf  eine  größere  qualitative  Stufe  bringt  und  die  positiven
Elemente,  die  wir  entwickelt  haben,  wie  den  Koordinierungskreis
professionalisieren können. In unserem Aufruf haben wir festgehalten, dass
wir der bundesweiten rassistischen Bewegung eine linke, antirassistische,
antifaschistische entgegenstellen wollen. Dass wir nicht nur die Angriffe auf
die Rechte der Geflüchteten abwehren wollen,  sondern dass wir für ihre
Rechte in Verbindung mit  der sozialen und demokratischen Rechten von
Jugendlichen und ArbeiterInnen kämpfen wollen.



Unsere  Forderungen  wie  die  Staatsbürger_Innenrechte  für  alle,  die
dezentrale Unterbringung von Geflüchteten, sowie der Ausbau vom sozialen
Wohnungsbaus und die Enteignung der leerstehenden Immobilien können
allerdings nur realisiert werden, wenn wir größere Massenorganisationen
(v.a.  Gewerkschaften,  aber auch Linke und SozialdemokratInnen) für uns
gewinnen können. Das wird aber nicht durch bloße Appelle möglich ein,
sondern auch, indem wir mit dem Schulstreik und JgR ein kleines Beispiel
setzten, welche Bündnis wir bundesweit brauchen.

Ein Teil unsere Arbeit besteht dabei auch darin, Kämpfe von Lohnabhängigen
zu unterstützen wie z.B. den LehrerInnenstreik in Berlin oder Warnstreik von
ver.di Bremen bei der laufenden Tarifrunde im Öffentlichen Dienst.

Die Aktionen in den 16 Städten haben eine Grundlage geliefert, die gute
Aussichten bietet, dass sich weitere Organisationen beteiligen. Denn so einen
koordinierten,  abgesprochenen  Protest  hat  es  in  so  einer  Form  in  den
vergangenen zwei Jahren nicht gegeben, obwohl er dringend notwendig ist.
Ziel muss es sein den Protest weiter voranzutreiben, ihn auszuweiten und
weitere Teile in Aktivität zu ziehen. Denn wenn wir uns jetzt nicht anfangen
zu wehren und unsere Rechte gemeinsam einfordern, werden wir spätestens
zur Bundestagswahl im September nächsten Jahres ein Problem haben.

Eine  konkrete  unmittelbare  Aktionsperspektive  kann  beispielsweise  die
Teilnahme an einer Großmobilisierung im Herbst 2016 sein. Insbesondere im
Hinblick auf die kommenden Landtagswahlen in Mecklenburg Vorpommern
und Berlin im September wäre es lohnenswert, aktiv zu werden, zumal in
diesem Kontext vermehrt die AfD zu Diskussionen an Schulen geladen wird.
Allerdings sollten wir nicht den Fehler begehen, uns nur auf die AfD zu
konzentrieren.

Die  jahrelange  Sparpolitik  der  Regierung,  die  Auswirkungen  der
kapitalistischen Krise und Konkurrenz sowie die Ausbeutung anderer Länder
haben uns erst in diese Situation gebracht. Es sind noch immer der Staat und
die  Bundesregierung,  die  hauptverantwortlich  für  die  rassistische
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Flüchtlingspolitik  sind,  die  für  zunehmende  Abschiebungen,  für  den
schäbigen  Deal  mit  der  Türkei  und  die  geplante  Abriegelung  aller
Flüchtlingsströme stehen. So versucht die Regierung das „Problem“ zu lösen,
indem  es  an  die  EU-Außengrenzen  verlagert  wird,  das  Mittelmeer  als
Todesfalle  fungieren  soll  und  das  Thema  hier  aus  den  Schlagzeilen
verschwinden  soll.

Das heißt aber auch, dass sich die antirassistische Mobilisierungen – ob nun
unter  Jugendlichen oder in  der  gesamten Gesellschaft  –  verstärkt  darauf
konzentrieren  müssen,  auch  international  zu  agieren  und  die  EU-
Flüchtlingspolitik  zum Thema zu machen.  Auch muss  man darauf  Bezug
nehmen, dass die Rechte, aber auch Parteien des bürgerlichen Mainstreams
zunehmend  das  „Flüchtlingsproblem“  als  ein  „Problem  der  Muslime“
rassistisch besetzen wollen. Die AfD ist in ihrem antimuslimischen Rassismus
dabei oft nur schriller als die „Ordnungspolitiker“ von CDU/CSU, ja selbst
aus der SPD.

An  der  Stelle  wird  es  unbedingt  notwendig,  den  Kampf  gegen
antimuslimischen Rassismus mit einer aktiven Kampagne an Schulen, Unis,
in  Betrieben  zu  verbinden  –  und  zugleich  gemeinsame  Aktionen  gegen
Wohnungsnot,  Billiglohn,  für  den  Ausbau  des  öffentlichen  Schulsystems,
Ausbildungsplätze für alle  zu organisieren.

Zweifel los  werden  al le  dieser  Aktivitäten  immer  wieder  zur
Systemfrage führen, ja das sollen sie auch. Konkret: Wer Rassismus effektiv
bekämpfen  will,  der  muss  ihn  auch  an  seiner  Wurzel  packen,  dem
Kapitalismus! Damit das überhaupt zu einer realen Perspektive werden kann,
ist es notwendig, dass sich die gesamte Jugend, die Arbeiter_Innenbewegung,
die Linke gemeinsam an den Schulen an den Unis, in den Betrieben zu einer
antirassistischen Bewegung formieren.

Nehmt  teil  an  der  Konferenz  von  „Jugend  gegen  Rassismus“  am
21./22. Mai!
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Rede  von  REVOLUTION-
Aktivistin  bei  Aufstehen  gegen
Rassismus-Konferenz:
Die Rede wurde auf der Aufstehen gegen Rassismus Konferenz am
24.4.2016  von  unserer  Genossin  Jaqueline  Katherina  Singh  in
gekürzter Form gehalten, da sie ansonsten den Zeitrahmen gesprengt
hätte. Trotzdem wollen wir euch die gesamte Rede nicht vorenthalten:

Als Jugend gegen Rassismus begrüßen die Initiative dieser Konferenz und
freuen uns zu sehen, dass sich zahlreiche Teilnehmer_Innen hier eingefunden
haben, die gemeinsam gegen Rassismus.

Anfang Januar während sich die Geflüchtetenkrise mehr und mehr zuspitzte
und die  Übergriffe  seitens  der  Rechten einen neuen Höhepunkt  erreicht
hatten, haben sich Jugendliche aus 7 verschiedenen Städten getroffen. Wir
haben darüber diskutiert, was wir der rassistischen Bewegung, die sich im
letzten Jahr in Deutschland etabliert hat, entgegenstellen können.

Während  Einige  behaupten  mögen,  dass  man  junge  Schüler  und
Schülerinnen, Azubis oder Studierende nicht für Politik instrumentalisieren
sollte, so vergessen sie, dass auch wir Jugendlichen von Rassismus betroffen
sind und unter der aufkommenden rechten Bewegung zu leiden haben. Wir
wollen nicht  tatenlos  zu sehen,  wie  in  unseren Heimatorten wöchentlich
besorgte  Bürger  und  Bürgerinnen  auf  die  Straße  gehen  und  rechtes
Gedankengut sich immer mehr und mehr in der Gesellschaft breit macht. Wir
wollen nicht tatenlos zu sehen, wenn unsere Mitschüler und Mitschülerinnen
oder ihre Angehörigen beleidigt, angegriffen oder abgeschoben werden. Wir
wollen nicht tatenlos dastehen und ins Leere reden, während die Regierung
mehr  und  mehr  Waffen  exportieren,  dafür  sorgt  dass  1000  in  anderen
Ländern fliehen oder sterben müssen und unsere Zukunft verkauft!
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Aus diesen Gründen haben wir beschlossen, dass wir Etwas tun müssen. Die
GIDA Demonstrationen haben bewiesen, dass Rassismus kein Phänomen ist,
dass  auf  einige  Orte  oder  Bundesländer  beschränkt  ist,  ebenso  wie  die
rassistische  Politik  der  Bundesregierung  der  beste  Beweis  dafür  ist.
Deswegen wollen und müssen wir der bundesweiten rassistischen Bewegung
eine bundesweite, linke, antirassistische entgegensetzen.

Mittels  eines  bundesweiten  Streik-  und  Aktionstages  unter  dem  Motto:
Schulter an Schulter gegen Ausgrenzung, Abschiebung und Krieg! wollen wir
den  Grundstein  legen  um  eine  antirassistische  Bewegung  ins  Rollen  zu
bringen. Innerhalb von 3 Monaten sind aus 7 Städten 16 geworden, in denen
nächste  Woche  Mittwoch  Streiks,  Demonstrationen  oder  Kundgebungen
stattfinden werden. Täglich bekommen wir Nachrichten von Jugendlichen,
die alleine in ihrer Stadt sind und Interesse haben aktiv zu werden. Uns allen
sollte  klar  sein,  dass  das  ein  Zeichen  dafür  ist,  dass  antirassistischer
Widerstand eine Perspektive hat!

Aber  um tatsächlich  zu  der  Bewegung  zu  werden,  die  wir  sein  wollen,
braucht  es  mehr.  Mehr  als  einen  Aktionstag  –  und  vor  allem  mehr
Organisationen. Uns ist ganz genau bewusst, dass wir nur zusammen mit
anderen, größeren Organisationen, die das Interesse der Lohnabhängigen
vertreten, unser Ziel realisieren können. Und aus dem Grund sind wir hier zu
dieser Konferenz gekommen.

Zum Einen würden wir uns freuen, wenn eben diese Organisationen unsere
Aktion am 27. April unterstützen. Wir freuen uns sagen zu können, dass in
einigen Städten sich einzelne Ortgruppen der Jusos, der DGB Jugend und der
linksjugend solid sich an unseren Aktionen beteiligen.

Zum Anderen hoffen wir darauf, dass wir von dieser Konferenz gehen können
mit  der  Gewissheit,  dass  es  eine  Aktion  geben  wird,  zu  der  wir  alle
gemeinsam mobilisieren können an Schulen, Universitäten und Betrieben!

Zum Schluss möchte ich noch Eines anbringen: Aus den Erfahrungen der
Berliner Schulstreiks und der Bildungsstreikproteste können wir Folgendes
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lernen. Klare Forderungen schrecken diejenigen auf die es ankommt nicht
ab. Die Wahlverluste der etablierten Parteien sind unteranderem dadurch zu
erklären, dass sie in der aktuellen Situation keinen klaren Gegenpol zu den
Rechten  und  der  AfD  bilden  und  eine  klare  antirassistische  Perspektive
bieten.

Wer aber Erfolg haben will  muss genau dies tun! Wer erfolgreich gegen
Rassismus  aufstehen  und  kämpfen  will  MUSS  unumgänglich  die  soziale
Frage  aufwerfen.  Denn  wer  dezentrale  Unterbringung  von  Geflüchteten
fordert, muss auch aufzeigen, wie das realisiert werden soll. Nämlich durch
den Ausbau vom sozialen Wohnungsbau und der Nutzung von leerstehenden
Gebäuden oder Spekulationsobjekten. Wer nicht will, dass die Beschäftigten
Angst vor den Geflüchteten haben und mit bei den besorgten Bürgern laufen,
der  muss  die  Geflüchteten  in  die  Gewerkschaften  aufnehmen,  einen
gemeinsamen Kampf für gemeinsame Rechte organisieren und Antirassismus
innerhalb des Betriebes thematisieren!

Wer erfolgreich gegen Antirassismus aufstehen und kämpfen will, der muss
Kämpfe verbinden. Nur zusammen mit den Geflüchteten, den Arbeitern und
Arbeiterinnen, den Jugendlichen hier und international können uns wehren.
Denn  nicht  nur  in  Deutschland,  sondern  auch  in  anderen  Ländern  wir
Frankreich, Polen oder Ungarn ist ein Rechtsruck zu verzeichnen.

Und  letztendlich:  Wer  erfolgreich  gegen  Antirassismus  aufstehen  und
kämpfen will, der muss den Rassismus an seiner Wurzel packen und seine
Ursache aufzeigen: den Kapitalismus!

Ich hoffe sehr wir einen gemeinsamen Weg finden werden, wie wir gegen die
aufkommende  rassistische  Bewegung  kämpfen  können  und  freue  mich
darauf,  vielleicht  einige  von  ihnen  am  21.  Und  22.  Mai  in  Berlin  zur
Perspektivkonferenz von Jugend gegen Rassismus begrüßen zu können, wo
wir unteranderem die Ergebnisse dieses Wochenendes auswerten werden!



Jugend  gegen  Rassismus:  Was
macht die SAV?
VON JAQUELINE KATHERINA SINGH

Am  Wochenende  des  20.  und  21.  Februar  haben  sich  in  Berlin  70
Aktivist_Innen getroffen.  Darunter Mitglieder der Linksjugend [’solid]  aus
Bremen  und  Dresden,  die  ARAB,  Revolution,  RKJ,  Waffen  der  Kritik
München,  Schüler_Innenbündnis  aus  Frankfurt  am  Main,  mehrere
Geflüchtetenaktivist_Innen wie Turgay Ulu oder Arash, Schüler_Innen der
Bremer  Gesamtschüler_Innenvertretung,  sowie  Bricolage  Dresden  und
weitere Kräfte. Unterstützung für die Aktion zugesichert hat die Linksjugend
[’solid] Essen und die Solidaritätspartei für Afghanistan.

Das  Treffen  war  in  erster  Linie  darauf  ausgelegt,  andere  Gruppen
anzusprechen, das Bündnis „Jugend gegen Rassismus“ zu vergrößern und um
eine  konkrete  Aktion  vorauszuplanen,  die  Unorganisierte  anspricht  und
Rassismus im Alltag der Menschen thematisiert und angreift.
Kurz  nach  der  Konferenz  veröffentlichte  die  SAV  –  die  die  Konferenz
beobachtet hat – auf ihrer bundesweiten Seite einen Bericht, in dem es heißt:

„Die Organisatoren begehen Fehler, wenn sie meinen, es reiche aus, ein paar
linksradikale Gruppen zusammen zu werfen und den SchülerInnen vor Ort
dann ein Konzept vorzulegen, ohne diese in den Prozess mit einzubeziehen.
Bewegungen kann man nicht  erzwingen oder  von oben hervorrufen.  Die
Konferenz hätte ein Hebel für eine größere Bewegung sein können, wenn die
Organisatoren  vorher  an  die  Schulen  gegangen  wären,  sich  für
Unorganisierte  geöffnet  und  einzelne  Berichte  aus  dem  Orten
zusammengetragen hätte, um so zunächst ein Stimmungsbild einzuholen“

Die SAV begründet damit, was sie weiter unten in dem Bericht schreibt:
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„Jugend gegen Rassismus haben wir uns nach diesem Wochenende nicht
angeschlossen.“

Da dieses Schreiben nicht nur die am Treffen beteiligten Gruppen angreift,
sondern auch REVOLUTION, wollen wir hier Stellung beziehen und Einiges
richtig stellen.

Vorgeschichte

Die vergangenen Schulstreiks gegen Rassismus in Berlin haben teilweise bis
zu 7000 Jugendliche auf die Straße gebracht – und das, obwohl sich damals
im RSUS (Refugee Schul – und Unistreik-Bündnis) Berlin sehr wenig Gruppen
beteiligten. Auch in den Bündnissen in Bremen, Frankfurt a. M. und Bonn
beteiligen  sich  keine  „großen“  Organisationen.  Und  doch  haben  diese
mehrere Hunderte auf die Straße gebracht. Interesse an der Aktion gibt es
also.  Die  Aktionen  könnten  ein  ungleiches  Maß  größer  sein,  wenn  sich
größere Organisationen wie die bundesweite SAV, [’solid] bundesweit oder
Marx21,  die  ihrerseits  bedeutend  größeren  Druck  auf  Gewerkschaften
ausüben könnten, daran beteiligen und dazu aufrufen würden. [’solid] NRW
hat bereits Unterstützung zugesichert.  Alleine in Berlin wäre es möglich,
über 10.000 Schüler_Innen auf die Straße zu bringen. Doch leider weicht die
bundesweite  SAV  einer  Beteiligung  trotz  mehrmaliger  Einladung  immer
wieder  mit  fadenscheinigen  Gründen einer  Teilnahme an  „Jugend gegen
Rassismus“ aus.

„Jugend gegen Rassismus“

Die  SAV  erhebt  auf  ihrer  bundesweiten  Seite  den  Vorwurf,  wir  hätten
Schüler_Innen  vor  ein  vorgefertigtes  Konzept  gestellt.  Richtig  wäre:
Schüler_Innen  wurde  ein  Vorschlag  vorgelegt,  an  dem  viele  mitgewirkt
haben und an dem Schüler_Innen auch Änderungsvorschläge eingebracht
haben. Die SAV beteiligte sich nicht daran, Änderungen zu formulieren.



Zuvor  hatten  wir  als  REVOLUTION  bereits  auf  dem  Treffen  der
„Revolutionären  Linken  in  [’solid]“  (RL),  die  maßgeblich  von  der  SAV
dominiert wird, in Dortmund im September 2015 einen Aufruf zur Teilnahme
am  Schulstreik  im  November  2015  vorgebracht,  der  abgelehnt  wurde.
Lediglich  einen  unverbindliches  „Jede_R  schaut  mal  vor  Ort,  ob  so  was
angenommen  wird  und  ob  es  Möglichkeiten  dafür  gibt“  blieb  am Ende
stehen.

Als die RL dann am 18. Dezember einen Aktionstag zu Antirassismus abhielt,
verband sie auch dies nicht mit einer Mobilisierung über das eigene Umfeld
hinaus.
Wir hatten Einheitsfrontaufrufe an viele linke Organisationen geschickt, auf
die die SAV nicht im Sinne einer Schaffung einer Einheitsfront reagierte.
Als das RSUS Berlin zu einem bundesweiten Treffen aufrief, aus dem Anfang
Januar  „Jugend  gegen  Rassismus“  entstand,  war  die  bundesweite  SAV
eingeladen, doch brachte sie sich weder in die Debatte ein, noch kam sie
überhaupt.  Auf dem Treffen wurde ein Vorschlag angenommen, der eine
kurze Betrachtung des Rassismus auf der Straße,  der Behörden und der
Regierungen enthielt und folgende Forderungen aufstellte:

Ermög l i chung  gese l l s cha f t l i cher  Te i l habe ,  vo l l e
Staatsbürger*innenrechte für Alle.
Nein zur Festung Europa! Nein zu Grenzkontrollen, Residenzpflicht,
Einreise-  und Aufenthaltsbeschränkungen.  Volle Bewegungsfreiheit
für alle!
Für das Recht auf Arbeit und die gewerkschaftliche Organisierung
aller  Geflüchteten,  keine  Kompromisse  bei  Mindestlohn  und
Sozialleistungen!
Für freie Bildung, Anerkennung aller akademischen Qualifikationen
und  den  vollwertigen  Zugang  zu  Unis  und  FHs,  Schulen  und
Ausbildungsbetrieben.  Für  kostenfreie  Deutschkurse  und  weitere
Bildungsangebote für Geflüchtete.
Nein  zu  dem  menschenunwürdigen  Lagersystem!  Enteignung
leerstehenden  Wohnraums  und  Nutzbarmachung  öffentlicher
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Immobilien  zur  dezentralen  und  selbstverwalteten  Unterbringung
von  Geflüchteten  und  für  massiven  Ausbau  des  sozialen
Wohnungsbaus  statt  Privatisierung!
Sofortige  Beendigung  aller  Kriegseinsätze  wie  in  Mali,  Syrien,
Afghanistan, Irak, Kosovo, dem Mittelmeer und vor dem Horn von
Afrika!  Schluss  mit  den  deutschen  Rüstungsexporten  und  der
deutschen  Aufrüstung!
Gegen  Polizeigewalt,  rassistische  und  faschistische  Angriffe!
Organisieren wir eine Selbstverteidigung und zeigen wir Solidarität
mit Betroffenen!
Gegen das Morden im Mittelmeer und die Abschottungspolitik der
EU!

Das  war  ausdrücklich  als  Vorschlag  zu  verstehen,  andere  Gruppen  und
Einzelpersonen  konnten  sich  darauf  beziehen  und  Gegenvorschläge  und
Ergänzungen beim vergangenen Treffen machen.

So überraschend und „von oben“ kann das Projekt Jugend gegen Rassismus
eigentlich nicht sein. Im Vorfeld sind Mails an mehrere Gruppen versendet
worden,  die  Konferenzen  wurden  offen  beworben.  Auch  dass  es  kein
Mitspracherecht  gegeben  habe,  stimmt  de  facto  nicht.  Wer  nicht  zu
Diskussionen kommt, wer nicht mal darauf reagiert, kann nicht erwarten,
dass seine Position irgendwie vertreten wird.

„Uns nach ihr Massen, wir folgen euch!“

Aber das Problem, dass die SAV hat, liegt viel tiefer. Zum Einen enttarnt ihr
Bericht und ihr Verhalten, was sie beim letzten Schulstreik in Berlin an den
Tag gelegt haben, was schon Vielen klar war: Sie verstehen die Rolle der
Führung  nicht,  sie  verstehen  nicht,  wie  eine  wie  auch  immer  geartete
antirassistische Bewegung, die sich die SAV ja durchaus wünscht, aufgebaut
werden kann.



Wenn man schreibt,  dass man es bedauert,  dass bei einer Aktion, die in
erster  Linie  darauf  ausgelegt  war,  andere  Organisationen  anzusprechen,
kaum  Schüler_Innen  anwesend  waren,  dann  wird  man  ein  bisschen
nachdenklich.  Denn  die  Berliner  Schüler_Innen  waren  übrigens  beim
Vernetzungstreffen des RSUS, dass es am Mittwoch davor gab. Rund 50
Leute waren dort anwesend, aber das kann die SAV nicht wissen, da sie nicht
daran teilgenommen hat. Wenn man Unorganisierte ansprechen will, bedarf
es einer Aktion und Forderungen, die man diesen anbieten bzw. vorschlägt.
Von alleine gehen die wenigstens auf einen zu, noch seltener entscheiden
sich einfach so Massen, spontan auf die Straße zu gehen. Vor allem wenn
man sich in einer Situation befindet,  in der rechtes Gedankengut immer
gesellschaftskonformer wird und parlamentarische Parteien ihren Kurs nach
rechts schwenken lassen.

Zum anderen ist das Problem der SAV, dass sie nicht alle vorgeschlagenen
Forderungen teilte,  die auf dem Treffen zur Diskussion standen und sich
scheinbar davor scheuen, dass offen zu zeigen. Denn so fortschrittlich und
revolutionär wie sie gerne tun, sind sie längst nicht. Offene Grenzen? Offen
für  Selbstverteidigung  eintreten?  Nein,  das  vermeidet  die  SAV.  Sie  hält
häufiger  notwendige  Forderungen zurück.  Begründet  wird  dass  mit  dem
Allround-Argument,  dass  die  Massen  oder  in  diesem Fall  Schüler_Innen,
nicht „bereit“ für solche Forderungen wären. Also passt sich die SAV an das
nach  rechts  gehende  Bewusstsein  an.  Woran  die  SAV  misst,  wofür  die
Massen bereit sind, ist uns übrigens sehr schleierhaft. Im September lehnten
sie auf dem bereits erwähnten Treffen der RL in [’solid] unsere Forderung
nach  antirassistischen  Selbstverteidigungsstrukturen  ab.  Auf  demselben
Treffen legten sie ihre Zeitung aus, auf deren Titelblatt in großer Schrift
antirassistische  Selbstverteidigung  gefordert  wurde.  Plausibel  begründen
konnte uns diesen Zick-Zack-Kurs keiner der gefragten Genoss_Innen der
SAV.

Nur um das klar zu stellen: Es ist gut, Menschen von „dem Stand abzuholen,
an dem sie sich befinden“. Problematisch wird es allerdings, wenn man das
macht,  indem  man  seine  Politik  verwässert  und  nicht  versucht,  das



Bewusstsein der Leute durch das Aufstellen und Begründen notwendiger
Forderungen für den antirassistischen Kampf zu gewinnen.

Fragwürdig ist auch die
Aussage: „Die Konferenz hätte ein Hebel für eine größere Bewegung sein
können, wenn die Organisatoren vorher an die Schulen gegangen wären, sich
für  Unorganisierte  geöffnet  und  einzelne  Berichte  aus  dem  Orten
zusammengetragen  hätte,  um  so  zunächst  ein  Stimmungsbild  einzuholen“.

Nun,  liebe  SAV,  meint  Ihr  nicht,  dass  bis  zu  7000  Schüler_Innen  bei
vergangenen Schulstreiks in Berlin kein ausreichendes Stimmungsbild sind?
Um das nochmal zu betonen: Diese 7000 wurden ohne Zutun von „großen“
Organisationen mobilisiert. Warum soll das Stimmungsbild in Städten wie
Hamburg,  Frankfurt,  Rhein-Ruhr,  Leipzig  usw.  so  unfassbar  anders
ausfallen?  Abgesehen  davon:  Selbst  wenn  sich  „nur“  einige  wenige
Schüler_Innen  zu  kleinen  Kundgebungen  vor  ihren  Schulen  versammeln,
wäre es schon ein Schritt in die richtige Richtung, die von der SAV vermisste
Basis zu erreichen und einzubinden.

Der große Fisch im kleinen Teich

Natürlich beteiligt man sich dann nicht gerne an einer Aktionm, an der sich
Gruppen  beteiligen,  die  Schulstreiks  unter  notwendigen  Forderungen
machen und relativ erfolgreich damit sind. Dann müsste man anfangen, sich
vor seiner Basis zu rechtfertigen, warum man nicht offen für fortschrittliche
Forderungen kämpft, sondern so tut, als ob Jugendliche und der Rest der
Bevölkerung erst mit diffus linken Sachen erst diffus links politisiert werden
müssen, bevor man ihnen „revolutionäre Politik“ zumutet.
Da liegt die Vermutung nahe, dass Teile der SAV-Führung versuchen, ihre
Basis  und  Umfeld  von  anderen  Gruppen  und  damit  von  politischen
Diskussionen gezielt zu isolieren und fernzuhalten. Wir fragen uns, ob die
SAV-Führung unsere Einladungen ihrer Mitgliedschaft  wenigstens gezeigt
hat.



Revolutionäre Arbeit ist kein Selbstzweck. Es geht nicht darum, Leute nur für
die eigene Organisation zu gewinnen und irgendwie eine Nische zu finden,
die andere Gruppen noch nicht besetzt haben. In schwierigen Zeiten sollten
diejenigen, die behaupten, revolutionär zu sein, eine Antwort auf die Fragen,
die  aufkommen,  geben  und  versuchen,  nach  ihren  Möglichkeiten  eine
Perspektive aufzuzeigen. Sie sollten fest zu ihren Prinzipien stehen, auch
wenn  das  heißt,  gegen  einen  massiven  Strom  reaktionärer  Gedanken
anzuschwimmen. Das, was objektiv am dringlichsten nötig ist, sollte auch für
die revolutionäre Organisation allererste Priorität haben. Doch was macht
die SAV?

Fragen über Fragen

Warum macht sie das, was sie eventuell tun wird, erst jetzt? Warum nehmen
sie nicht an einer Initiative teil,  die bundesweit versucht, sich gegen die
rassistische  Bewegung  zu  stellen?  Warum  lehnen  sie  Jugend  gegen
Rassismus ab, aber beteiligen sich z.B. bei einem Bündnis auf Initiative der
GEW? Ist  das  etwa  mit  einem Stimmungsbild  gesichert  oder  von  unten
aufgebaut? Schätzen sie die aktuelle Lage anders ein? Ist es vielleicht gar
nicht so dringend nötig, den Rassist_Innen etwas entgegenzustellen? Glaube
sie, es reiche, jeden Montag zu Bärgida zu gehen? Das ist gut und wichtig,
aber warum nicht die Proteste verbinden? Haben sie es nicht nötig,  mit
anderen Gruppen zusammenzuarbeiten? Oder stört es die SAV, dass nicht sie
die Initiative ergriffen haben, als sie notwendig war? Haben sie Angst um ihr
Umfeld? Wird die SAV als linksjugend [’solid] Kreuzkölln wieder wie beim
letzten Schulstreik einen Lautsprecherwagen stellen wollen, obwohl sie nur
vor ihren eigenen Schulen flyert und sich nicht am RSUS beteiligt? Nicht,
dass das schändlich wäre… ein Lauti ist besser als kein Lauti.  Aber was
spricht dann dagegen, sich auch an der Mobilisierung in der ganzen Stadt zu
beteiligen, damit der Lauti auch eine viel größere Reichweite erhält? Machen
sie wirklich, wie einige ihrer Mitglieder sagen und wie es in dem Bericht von
Tom Hoffmann herauskommt, eine „Einheitsfront von unten“?



Eine wichtige Sache ist, die eigene Politik in der Praxis zu überprüfen. Nach
dem letzten Schulstreik in Berlin ist das offensichtlich nicht getan worden.
Dass 4000 Jugendliche auf die Straße gegen Rassismus gegangen sind, reicht
anscheinend nicht aus, um dafür zu sorgen, dass man sich am RSUS beteiligt.

Nein,  vor  den Schulen  zu  flyern,  an  denen man ohnedies  verankert  ist,
während  andere  Organisationen  und  Schüler_Innen  durch  ganz  Berlin
fahren,  um zu plakatieren,  flyern und Aktionskomitees  aufzubauen,  dann
aber einen Lauti zu stellen, heißt nicht „das man was getan hat“.

Eine weitere Einladung

Wir sagen hier nochmal, dass sich unsere Kritik vor allem auf das Verhalten
der  bundesweiten  SAV  und  auch  der  Berliner  Gruppe  bezieht.  Umso
erfreulicher  ist  es,  wenn  einzelne  SAVler_Innen  ihr  Interesse  an  der
Mitwirkung  bei  „Jugend  gegen  Rassismus“  zeigen.

Wir hoffen weiterhin auf eine Diskussion, die die oben aufgeworfenen Fragen
klärt und warten auf die Alternative seitens der SAV, die uns voran bringt.
Deswegen laden wir die SAV weiter dazu ein, zu Jugend gegen Rassimus zu
stoßen, ihre Kritik IN dem Bündnis vorzubringen, Druck auf die „großen“
Organisationen wie Gewerkschaften vor allem aber [’solid] auszuüben und
bei  der  Mobi  viele  der  oft  genannten  unorganisierten  Schüler_Innen
mitzureißen!
Wir werden immer wieder dazu aufrufen, das nächste Mal beim Treffen der
RL in Heidelberg!



Solidarität  mit  den
Studierendenprotesten
Solidaritätserklärung von REVOLUTION

Wir  von  REVOLUTION,  einer  international-kommunistischen
Jugendorganisation, sprechen unsere volle Solidarität mit den Studierende
der  Jawaharlal  Nehru  Universität  (JNU)  gegen  die  Verhaftung  des
Präsidenten  der  JNU Studierendengewerkschaft  Kanhaiya  Kumar  am 12.
Februar sowie das – auf Anordnung der BJP-Regierung von Narendra Modi –
Eindringen  der  Polizei  in  die  JNU-Universität  aus.  Wir  verurteilen  die
Polizeigewalt gegen die Studierenden und fordern die sofortige Rücknahme
aller Anklagen gegen Kanhaiya Kumar.

Die Schläger der RSS (einer rechtsextremistischen, hindu-chauvinistischen
Organisation)  haben  Studierenden  körperlich  angegriffen  sowie
eingeschüchtert. JournalistInnen erging es ähnlich bei dem Versuch, von den
Ereignissen zu berichten. Die Studierenden der JNU, vorwiegend links bzw.
linksliberal, stellten zum wiederholten Male das Ziel von Attacken seitens der
Medien  dar.  Diese  verbreiten  Lügen  und  falsche  Propaganda  gegen  die
Studierenden und stellen sie als „anti-indisch“ dar. Allgemein gesehen, stellt
dies eine Reaktion auf die starke Studierendenbewegung dar, welche sich in
Indien derzeit entwickelt. Eine Bewegung, welche den Willen und den Mut
der Studierenden demonstriert, für ihre Rechte zu kämpfen, welche von der
Modi-Regierung angegriffen werden.

Die Proteste waren gegen die gerichtlich verfügte Hinrichtung von Afzal
Guru gerichtet, welcher wegen eines Angriffs auf das indische Parlament
verurteilt  wurde.  Dies  wirft  ebenso  die  Frage  der  unterdrückten  Nation
Kaschmir auf, welche für ihre Unabhängigkeit kämpft. Es war ein friedlicher
Protest,  jedoch  fürchtet  sich  die  neoliberale  Modi-Regierung  vor  allen
oppositionellen Bewegungen, greift sie doch immer stärker die Rechte der
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Arbeiter_Innenklasse, der Armen und Unterdrückten an. Letztes Jahr sahen
wir schon den größten Arbeiter_Innenstreik in der Geschichte Indiens.

Andere Institutionen, wie das Indische Film- und Fernsehinstitut (FTII) und
die  Hyderabad  Universität,  sahen  sich  ähnlichen  Einschüchterungen und
Gewalt  ausgesetzt.  Das  Gleiche  trifft  auf  die  Belästigungen  von  Dalit-
Studierenden  zu,  welche  zum  tragischen  Selbstmord  des  Aktivisten  der
Ambedkar-Studierendenvereinigung, Rohith Vemula, führte.

Wir  lehnen  d ie  Reakt ion  der  ind ischen  Regierung  auf  d ie
Studierendenproteste  ausdrücklich  ab  und  rufen  die  Gewerkschaften,
Arbeiter_Innenparteien und Bauern_Bäuerinnenorganisationen dazu auf, ihre
demokratischen Rechte zu verteidigen und die Studierendenbewegung zu
unterstützen.

Die  bösartigen  Attacken  des  Staates  und  der  RSS-Schlägertruppen
demonstrieren die Realität, welche hinter den Institutionen der bürgerlichen
Demokratie liegt, wenn Studierende, demokratische Kräfte sowie Kräfte der
Arbeiter_Innenklasse versuchen, für ihre eigenen Forderungen zu kämpfen.
Sie müssen selbst für die Rechte kämpfen, welche ihnen formell garantiert
werden.  Sie  erleiden  Repression  und  Verleumdung  von  Seiten  der
Unternehmermedien.  Dies  nicht  nur  wegen der  demokratischen Themen,
welche  von  ihnen  aufgegriffen  werden,  sondern  auch,  weil  die  indische
herrschende Klasse, sowie die hindu-chauvinistische Regierung Angst davor
hat, die Studierenden könnten sich mit den Millionen und Abermillionen von
Arbeiter_Innen und Bauern_Bäuerinnen sowie den unterdrückten Sektoren
wie den Dalits, den unterdrückten Nationen sowie den Kämpfen der Frauen
um ihre Rechte zusammenschließen.

Was sie fürchten, zeigt uns den Weg vorwärts – den vereinten Kampf aller
Unterdrückten, in welchem sich die Arbeiter_Innenklasse an die Spitze einer
Bewegung stellt,  die  für  eine  andere  Gesellschaft  –  eine  sozialistische  –
kämpft.



Sofortige  Freilassung  von  Kanhaiya  Kumar  und  allen  anderen
verhafteten Studierenden!
Polizei und Sicherheitskräfte raus aus den Universitäten!
Verteidigt demokratische Rechte! Für freies Versammlungs-, Protest-,
Streik- und Besetzungsrecht
Organisierte Selbstverteidigung der Massen gegen Repressionen von
Seiten der Polizei,  RSS-Schlägertruppen und anderen rechten und
chauvinistischen Kräften!
Verbindet  den  Kampf  der  Studierenden  mit  denen  der
Arbeiter_Innenklasse,  Bauern_Bäuerinnen,  den Dalits  und national
Unterdrückten!

In  ihren  mutigen  Auseinandersetzungen  verdienen  und  benötigen  die
indischen  Studierenden,  Arbeiter_Innen  und  Armen  die  Solidarität  der
Arbeiter_Innenbewegung  weltweit.  Wir  rufen  alle  Gewerkschaften,
Arbeiter_Innenparteien  und  -organisationen,  Studierendengewerkschaften
sowie -vereine und die gesamte Linke dazu auf, zu ihrer Unterstützung zu
mobilisieren.  Übermittelt  Solidaritätserklärungen  an  die  indische
Studierendenbewegung, sendet Protestbriefe an die indischen Behörden und
organisiert weltweite Kundgebungen vor den Botschaften! Der Kampf der
indischen  Studierenden sollte  Inspiration  für  uns  alle  sein,  ein  lebendes
Beispiel  für  den  Widerstand  gegen  „unsere“  Regierungen,  gegen
Imperialismus,  Ausbeutung  und  Unterdrückung.

Interview  über  Jugend  gegen
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Rassismus
Ein Interview mit JAQUELINE KATHERINA SINGH, für REVOLUTION im
Koordinierungskreis von Jugend gegen Rassismus

Am  vergangenen  Wochenende  fand  das  bundesweite  Treffen  der
Jugend gegen Rassismus statt, worum ging es?

Am  Wochenende  gab  es  mehrere  Brandanschläge  und  den  Vorfall  in
Clausewitz. Wirklich überraschend kam das nicht, wenn man bedenkt, dass
es  seit  Anfang  2015 in  ganz  Deutschland  einen  merklichen  Anstieg  von
Übergriffen auf Geflüchtete und ihre Unterkünfte, sowie eine Vielzahl rechter
Mobilisierungen  gab.  Wir  haben  uns  mit  ca.  70  Aktivist_Innen  aus  12
unterschiedlichen  Städten  getroffen,  um  zu  diskutieren,  was  wir  dieser
rassistischen Bewegung konkret entgegenstellen können und wie wir auch
Menschen  integrieren  können,  die  noch  nicht  in  einer  linken  Gruppe
organisiert sind.

Ihr  plant  für  den  April  bundesweite  Schul-  und Unistreiks  gegen
Rassismus, warum soll denn gegen Rassismus gestreikt werden?

Auf  der  Konferenz  haben  wir  uns  entschieden,  am  27.  April  einen
bundesweiten Schul- und Unistreik zu organisieren. Warum? Ganz einfach.
Rassismus ist nicht nur auf der Straße zu finden, sondern überall im Alltag –
auch in  Schulen  oder  Universitäten.  Dort  trifft  er  besonders  geflüchtete
Jugendliche,  die  nur  eingeschränkten Zugang zu Bildung haben und von
Abschiebung bedroht sind, wenn sie sich nicht an die Richtlinien halten. Er
trifft  auch Jugendliche mit  Migrationshintergrund,  die per se schlechtere
Chancen  im  Bildungssystem  haben  und  rassistische  Herabwertungen
alltäglich  erfahren.  Ich  denke,  es  ist  wichtig  dass  man  nicht  nur  auf
Naziblockaden  und  Gegendemonstrationen  geht,  sondern  anfängt,
antirassistische Fragen im Alltag aufzuwerfen und Grundrechte einfordert,
wo sie sein sollten. Und zwar dort, wo man sich tagtäglich befindet.
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Wollt  ihr  mit  den  Streiks  nur  Schüler_Innen  und  Studierende
erreichen?

Ja,  wir  wollen  Schüler_Innen  und  Studierende  erreichen.  Auszubildende
allerdings auch. Ob man zum Streik gehen kann, oder nicht, ist bei Azubis
meist eine Frage von Kräfteverhältnissen im Betrieb. Deswegen rufen wir
dazu  auf,  dass  sie  Aktionskomitees  in  Berufsschulen  und  dem  Betrieb
gründen  und  fordern  die  Gewerkschaften  auf,  sich  zu  positionieren,
Versammlungen einzuberufen und konkret in Betrieben über Rassismus zu
diskutieren.  Darüber  hinaus  haben  wir  auch  vor,  Arbeitskämpfe  zu
unterstützen,  wo  es  sie  gibt.  Beispielsweise  wollen  wir  uns  mit  den
Warnstreiks der Lehrer_Innen oder den Kämpfe, die die Arbeiter_Innen von
Amazon führen, solidarisieren. Denn Rassismus wird konkret benutzt, um die
Arbeiter_Innen zu spalten. Beispielsweise beim Mindestlohn versucht man,
Geflüchtete  und  Belegschaft  konkret  gegeneinander  auszuspielen.  Das
dürfen  wir  nicht  zulassen  und  müssen  dies  in  der  gemeinsamen  Aktion
überwinden  und  ein  Bewusstsein  dafür  schaffen,  dass  es  für  einen
erfolgreichen  Streik  notwendig  ist,  Kämpfe  zu  verbinden.

In wie vielen Städten sollen Streiks stattfinden?

Bereits im letzten Jahr sind mehr als 5000 Jugendliche in Bremen, Frankfurt
am Main und Berlin auf die Straße gegangen. Diese Städte sind auch dieses
Mal dabei. Dazu kommen München, Dresden, Potsdam und Essen. Andere
Städte, wie Bochum oder Bonn, waren ebenfalls auf der Konferenz anwesend
und werden über ihre Beteiligung diskutieren.
Wir  hoffen,  dass  sich  im  Verlauf  mehr  Aktivist_Innen,  Gruppen  und
Bündnisse der Aktion anschließen. Ein gutes Zeichen ist, dass wir während
der  Konferenz  Anfragen  von  mehreren  linken  Jugendgruppen  aus  dem
Bundesgebiet  bekommen  haben,  die  sich  Jugend  gegen  Rassismus
anschließen  wollen.  Auch  kleine  Aktionen  wie  Demonstrationen  oder
Kundgebungen  sind  möglich.



Welche konkreten Ziele und Forderungen habt ihr?

Wir wollen eine antirassistische, bundesweite Bewegung aufbauen, die über
die linke Szene hinaus wahrnehmbar ist. Dass dies machbar ist, zeigt die
Wahrnehmung der Schul- und Unistreiks in Berlin, die in der ganzen Stadt
bekannt sind und auch von außerhalb viel positives Feedback bekommen. In
dem Diskussionsbeitrag vom Januar haben wir deswegen geschrieben, dass
wir Geflüchtetenorganisationen, antirassistische Initiativen und Bündnisse,
sowie linke Gliederungen der Linkspartei und SPD gerne dabei haben wollen.
Das wird beim nächsten Aufruf ebenfalls der Fall sein.
Außerdem ist  es  für  uns  zentral,  nicht  nur  Rechte  der  Geflüchteten  zu
verteidigen,  sondern  auch  konkret  einzufordern  und  zu  erkämpfen.  Wir
dürfen uns nicht von den Rassist_Innen paralysieren lassen, sondern müssen
Initiative ergreifen,  eine Perspektive anbieten und für diese kämpfen. So
stehen  wir  beispielsweise  für  die  Rücknahme  aller  rassistischen
Gesetzgebungen wie den Asylpaketen, aber auch für offene Grenzen und
Staatsbürger_Innenrechte für Alle ein.
Aber dabei wollen wir es nicht belassen. Uns ist wichtig, aufzuzeigen, wer für
diese „Geflüchtetenkrise“ verantwortlich ist. Flucht ist nichts Illegales, nichts
Krimininelles.  Kriminell  sind  jene,  die  Fluchtursachen  durch
Rüstungsexporte, Kriege und Ausbeutung schaffen: die deutsche Regierung,
deutsche Banken und Konzerne.
Ein großer Teil der Bevölkerung fragt außerdem, wer dafür bezahlen soll.
Anstatt  den  Leuten  vorzuwerfen,  dass  diese  Fragestellung  schon  per  se
rassistisch sei, wollen wir eine Antwort darauf geben. Deswegen werfen die
Losung auf,  die  schon in der Bildungsstreikbewegung eine zentrale  war:
Brecht die Macht der Banken und Konzerne, lasst sie für ihre Krise zahlen!

Bisher  sind  im Bündnis  vor  allem kleinere  Jugendorganisationen.
Versucht  ihr  auch,  Gewerkschaftsjugenden  und  andere  linke
Jugendorganisation  einzubinden?  Woran  liegt  es,  dass  die  bisher
nicht dabei sind?

Natürlich sind wir daran interessiert, größere Organisationen einzubinden,



schließlich wollen wir eine breite, antirassistische Bewegung. Als besonders
positiv  nehmen  wir  wahr,  dass  sich  bereits  [’solid]  Basisgruppen  aus
unterschiedlichen  Bundesländern  wie  Sachsen,  Nordrheinwestfalen  und
Bremen beteiligen. Ähnlich verhält es sich mit der SDAJ, die in Essen und
Dresden Interesse an der Aktion geäußert haben, ebenso wie die junge GEW
in  Dresden.  Ja,  woran  liegt  es,  dass  größere  Organisationen  und
Gewerkschaften noch nicht dabei sind? Ich denke, das ist eine sehr gute
Frage, die vielleicht wir und jene, die eine schlagkräftige antirassistische
Bewegung aufbauen wollen an größeren Organisationen herantragen sollten.
In der aktuellen Situation, wo die Rassist_Innen an Zulauf gewinnen und die
parlamentarischen  Parteien  nach  rechts  gehen,  ist  nicht  viel  Zeit,  sich
darüber zu streiten, ob die Initiative schlecht ist, nur weil Organisation XYZ
kommt. Die objektive Lage zwingt uns dazu, zu handeln und offensichtlich ist
das Bedürfnis und der Wille zur Vernetzung da. Deswegen wollen wir auch
auf andere Initiativen, die sich zur Zeit gründen, zugehen. Beispielsweise
werden wir mehrere Leute nach Hamburg zur Internationalen Konferenz von
Refugees  und  Migrant_Innen  schicken,  um  über  eine  gemeinsame
Perspektive  zu  diskutieren.
Die letzten Konferenzen haben gezeigt, dass wir dazu fähig sind, solidarisch
zu diskutieren. Natürlich gab es Differenzen und Mehrheitsentscheidungen.
Allerdings sind wir zu einer Einigkeit gekommen und am wichtigsten ist, dass
wir die gemeinsame Plattform in der Aktion vereinen. Wir sind die letzten,
die  eine  Diskussion  über  inhaltliche  Differenzen  ablehnen  und  laden
deswegen  alle  ein,  sich  Jugend  gegen  Rassismus  zu  beteiligen!

„Jugend gegen Rassismus“ plant
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bundesweiten  Schulstreik  in
Solidarität mit Refugees
Am 09.Januar trafen sich auf Einladung des Berliner Bündnis „Refugee Schul-
und  Unistreik“  Aktivist_innen  aus  Berlin,  Dresden,  Frankfurt  a.M.,
Magdeburg, Oldenburg und Wien und gründeten das Bündnis „Jugend gegen
Rassismus“. Es diskutierten somit Vertreter_innen aus Städten, in welchen
bereits 2015 Schulstreiks gegen die rassistischen Asylgesetzverschärfungen
der  Bundesregierung  und  die  entrechtete  Situation  der  Geflüchteten
durchgeführt  wurden.  Zusammen diskutierten  wir  mit  Aktivist_innen  aus
Städten, in denen Soliaktionen stattfanden oder Interesse besteht sich an
kommenden  Aktionen  zu  beteiligen.  Ebenso  beteiligten  sich  einige  linke
Organisationen  wie  Revolution,  RKJ,  SDAJ,  Linksjugend-Solid  Dresden,
(Ciwanen Azad, die leider nicht anwesend sein konnten, ihre Unterstützung
aber mit einem Grußwort ausdrückten) und „Students against racism“.

Der Grund für das Treffen war es,  die  bisher eher lokal,  vereinzelt  und
bundesweit  unkoordiniert  stattgefundenen  Aktionen  in  Deutschland  zu
vernetzten,  über  die  Perspektiven  des  Aufbaus  einer  antirassistischen
Jugendbewegung zu diskutieren und sich ebenso darüber zu unterhalten,
welche  gemeinsamen  und  konkreten,  praktischen  Maßnahmen  für  das
kommende Jahr angegangen werden können. Das angestrebte Ziel ist hierbei
einen bundesweiten, zentralen Streiktag am 28.April 2016 durchzuführen.
Das „Refugee Schul- und Unistreik“ Bündnis aus Berlin, brachte zusammen
mit uns von REVOLUTION einen Resolutionsvorschlag in das Treffen ein. Auf
der Basis dieses Vorschlages, verabschiedete die Schulstreikkonferenz eine
Resolution, die nun als Diskussionsbeitrag von „Jugend gegen Rassismus“ an
die antirassistische Linke herangetragen werden soll. Mit diesem ruft das
Bündnis  alle  antirassistischen  und  antifaschistischen  Organisationen  und
Gruppierungen  dazu  auf,  sich  am  Aufbau  einer  antirassistischen
Jugendbewegung  und  den  geplanten  Schulstreiks  zu  beteiligen.
Um das weitere Vorgehen zu koordinieren und das bundesweite Bündnis zu
verbreitern,  lädt  „Jugend  gegen  Rassismus“  zu  einer  weiteren
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Aktionskonferenz  am  20./21.Februar  in  Berlin  ein.

Link: „Für eine antirassistische Bewegung“ bei Facebook

Produktive  Diskussionen  und  koordinierte
Schritte nach Vorne

Nachdem  zuerst  eine  kurze  Vorstellungsrunde  der  anwesenden
Aktivist_innen und Organisationen abgehalten und sich über die vergangenen
Aktionen  kurz  ausgetauscht  wurde,  gingen  wir  dazu  über,  den
Resolutionsvorschlag  in  Arbeitsgruppen  und  später  im  Plenum  zu
diskutieren.

Bei  dieser  Diskussion muss positiv  hervorgehoben werden,  dass  sich die
Anwesenden darüber einig waren, dass der Aufbau einer linken Alternative
zu den rassistischen und faschistischen Mobilisierungen von PEGIDA, AfD
und Co. dringlichst angegangen werden muss. Eine solche Alternative kann
aber  nicht  darauf  beschränken  bei  wichtigen  humanitären,  direkten  und
lokalen Problemen anzusetzen und versuchen Hilfe  zu organisieren.  Eine
erfolgreiche Jugendbewegung gegen Rassismus und Militarismus muss sich
laut den anwesenden Aktivist_innen auch mit den globalen Problemen der
Welt  auseinandersetzen,  welche  Menschen  zur  Flucht  aus  ihrer  Heimat
zwingen.  Dies  wird  auch  aus  dem  für  eine  bundesweite  Bewegung
vorgeschlagenen Forderungskatalog ersichtlich. In diesem werden nationale
wie  globale  Forderungen  wie  z.B.  die  Abschaffung  der  Residenzpflicht,
Bewegungsfreiheit  oder  eine  klare  Absage  für  die  imperialistischen
Kriegseinsätze  in  Ländern  wie  Mali  oder  Syrien,  erhoben.  Ein  solcher
internationalistischer Ansatz ist aus unserer Sicht ein wichtiger Schritt hin
zum Aufbau einer bundesweiten Jugendbewegung.

Auch  die  unumstrittene  Wahl  der  Protestform  eines  Schulstreiks  als
politisches Mittel, stellt unserer Meinung nach eine wichtige Entscheidung
des  Treffens  dar.  Wir  wissen  zwar,  dass  ein  Schulstreik  keinen
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vergleichsweisen wirtschaftlichen Druck aufbauen kann, wie ein Streik der
arbeitenden Bevölkerung. Jedoch wird durch einen Schulstreik bewusst der
normale „Alltag“ von Schüler_innen gestört und werden politische Themen
direkt in die Schule getragen. Ein Schulstreik sagt klar aus: „Das wollen wir
nicht! So machen wir nicht weiter!“ und vor allem „Wir haben zu diesem
Thema auch etwas zu sagen!“

Das Treffen einigte sich neben der Veröffentlichung des unten angefügten
Diskussionsbeitrags auch auf die Wahl eines Koordinierungskreises. Dieser
Koordinierungskreis – bestehend aus Vertreter_innen der einzelnen Städten
und  Organisationen  –  hat  die  Aufgabe  als  Anlaufstelle  für  interessierte
Einzelpersonen, Bündnisse und Organisationen zu agieren und vor allem das
kommende Vernetzungstreffen vorzubereiten und zu koordinieren. Die Wahl
eines solchen Koordinierungskreises ist unserer Meinung nach ein positiver
nicht  zu  unterschätzender  Schritt.  Haben  unsere  Erfahrungen  in  den
vergangenen  Bildungsstreikbewegungen  oftmals  gezeigt,  dass  fehlende
Strukturen eine Bewegung eben nicht beflügeln und sich frei  entwickeln
lassen, sondern eher Vernetzungen behindern, verlangsamen und vor allem
zu Intransparenz und Ineffektivität führen.

Eine  antirassistische  Jugendbewegung  als
Startschuss einer antirassistischen Bewegung
aller!

Jugendliche  haben  eine  starke  Schlagkraft  und  stehen  häufig  in
Auseinandersetzungen und politischen Konflikten – vor allem wenn es um
Antirassismus  und  Antifaschismus  geht  –  in  den  vordersten  Reihen  der
Proteste und Bewegungen. Da der Kampf gegen Rassismus und Faschismus
auch immer eine  Klassenfrage darstellt  und somit  nicht  mit  dem Kampf
gegen den Kapitalismus getrennt werden kann, muss eine Jugendbewegung
immer auch den Schulterschluss mit der arbeitenden Bevölkerung suchen.
Daher  haben  wir  von  REVOLUTION  schon  im  Laufe  des  Jahres  2015
zusammen mit der Gruppe Arbeitermacht einen Aufruf zur Bildung einer



bundesweiten,  antirassistischen  Bewegung  gestartet.  Dieser  stieß  leider
bisher auf wenig Resonanz. Wir freuen uns daher zusätzlich darüber, dass
s ich  nun  Jugendl iche  aus  unterschiedl ichen  Städten  über
Organisationsgrenzen  hinweg  dieser  Notwendigkeit  annehmen  und  den
Versuch starten, eine antirassistische Jugendbewegung aufzubauen. Da eine
erfolgreiche  Jugendbewegung  sehr  wohl  den  Startpunkt  für  eine
gesamtgesellschaftliche  Bewegung  abfeuern  kann,  ist  der  Aufruf  zur
Beteiligung von Organisationen über Jugendorganisationen hinaus ebenfalls
eine große Stärke der Abschlusserklärung von „Jugend gegen Rassismus“.
Wir von REVOLUTION werden uns daher bundesweit mit voller Kraft an der
Organisation der kommenden Vernetzungstreffen und Aktionen beteiligen!

Für eine antirassistische Jugendbewegung!

Diskussionsbeitrag  von  „Jugend  gegen
Rassismus“:

Am 9. Januar trafen sich 40 Aktivist*innen aus Frankfurt a.M., Magdeburg,
Wien,  Dresden,  Oldenburg  und  Berlin  um  über  gemeinsame,  konkrete
Maßnahmen  gegen  die  sich  zuspitzende  Lage  in  Deutschland  zu
diskutieren.Bereits  2015 gab es in unterschiedlichen Städten,  wie Berlin,
Frankfurt,  Bremen  und  Hamburg  antirassistische  Proteste  mit  mehreren
tausend Jugendlichen in Form von Schul-/Unistreiks.  Diese richteten sich
gegen die rassistischen Gesetzgebungen der Bundesregierung, die allgemein
rassistische Stimmung und unwürdige und entrechtete Situation Geflüchteter
in  Deutschland  und  Europa,  sowie  die  neue  Qualität  rechter  Hetze  und
Gewalt.  Doch während die Rassist*innen und Faschist*innen um PEGIDA,
sowie Parteien von AfD, NPD und DIE RECHTE über bundesweite Strukturen
verfügen,  mangelt  es  der  antirassistischen  Linken,  der  Jugend-  und
Arbeter*innenbewegung im vergangenen Jahr insbesondere an bundesweiter



Koordinierung und einer gemeinsamen Stoßrichtung.

Wir,  das  bundesweite  Bündnis  „Jugend  gegen  Rassismus“  wollen  einen
Beitrag  dazu  leisten,  die  regionale  Isolation  zu  durchbrechen  und  eine
antirassistische  und  antimilitaristische  Bewegung  aus  Jugendlichen,
Geflüchteten,  Arbeitslosen  und  Organisationen  der  Lohnabhängigen  in
Deutschland  aufzubauen.  Am  28.  April  rufen  wir  daher  zu  einem
bundesweiten  Schul-  &  Unistreik  gegen  Rassismus  und  die
Asylrechtsverschärfungen und für Solidarität mit Geflüchteten auf.
Wir  fordern  aber  auch  jene  Organisationen  und  Strukturen,  die  in  der
aktuelle Situation keinen Streik organisieren können dazu auf, an diesem Tag
antirassistische Demonstrationen,  Kundgebungen oder Versammlungen zu
veranstalten.Das Bündnis „Jugend gegen Rassismus fordert darüber hinaus
alle  antirassistischen  und  antifaschistischen  Organisationen  und  jene
Gliederungen  der  Gewerkschaften  und  Parteien,  die  die  rassistischen
Mobilisierungen und  Übergriffe,  die  Asylgesetzverschärfungen  und  deren
Umsetzung ablehnen, dazu auf, gegen diese zu mobilisieren und wo möglich
gegen sie in den Parlamenten zu stimmen.Wir möchten uns daher auch für
eine zentrale Mobilisierung all dieser Organisationen aussprechen, die sich
gegen die im letzten Jahr beschlossenen Asylrechtsverschärfungen [in Berlin]
wendet. Die Unterzeichner*innen setzen sich gemeinsam in ihren Regionen,
Bündnissen, Gewerkschaften und Organisationen dafür ein.

Das bundesweite Bündnis kämpft gemeinsam für folgende Forderungen:

Ermög l i chung  gese l l s cha f t l i cher  Te i l habe ,  vo l l e
Staatsbürger*innenrechte für Alle.
Nein zur Festung Europa! Nein zu Grenzkontrollen, Residenzpflicht,
Einreise-  und Aufenthaltsbeschränkungen.  Volle Bewegungsfreiheit
für alle!
Für das Recht auf Arbeit und die gewerkschaftliche Organisierung
aller Geflüchteten,
keine Kompromisse bei Mindestlohn und Sozialleistungen!
Für freie Bildung, Anerkennung aller akademischen Qualifikationen



und  den  vollwertigen  Zugang  zu  Unis  und  FHs,  Schulen  und
Ausbildungsbetrieben.  Für  kostenfreie  Deutschkurse  und  weitere
Bildungsangebote für Geflüchtete.
Nein  zu  dem  menschenunwürdigen  Lagersystem!  Enteignung
leerstehenden  Wohnraums  und  Nutzbarmachung  öffentlicher
Immobilien  zur  dezentralen  und  selbstverwalteten  Unterbringung
von  Geflüchteten  und  für  massiven  Ausbau  des  sozialen
Wohnungsbaus  statt  Privatisierung!
Sofortige  Beendigung  aller  Kriegseinsätze  wie  in  Mali,  Syrien,
Afghanistan, Irak, Kosovo, dem Mittelmeer
und  vor  dem  Horn  von  Afrika!  Schluss  mit  den  deutschen
Rüstungsexporten  und  der  deutschen  Aufrüstung!
Gegen  Polizeigewalt,  rassistische  und  faschistische  Angriffe!
Organisieren wir eine Selbstverteidigung und zeigen wir Solidarität
mit Betroffenen!
Gegen das Morden im Mittelmeer und die Abschottungspolitik der
EU!

Dieser Text soll Aufruf und Diskussionsbeitrag sein. Wir laden am
20./21. Februar zu einer bundesweiten Aktionskonferenz in Berlin
ein.

Für  eine  breite  antirassistische  Jugendbewegung.  Grenzenlos
solidarisch  gegen  jeden  Rassismus!



Stell dir vor es ist Schulstreik
und alle gehen hin!
VON JAQUELINE KATHERINA SINGH

Neue Rassistische Bewegungen

Das Jahr 2015 ist vorbei. Wenn wir zurückblicken, dann sehen wir
einen extremen Anstieg von Übergriffen auf  Geflüchtete und ihre
Heime,  eine  breite  Anzahl  von  Asylgesetzverschärfungen  und  die
ansteigende Zahl von rechten, rassistischen Mobilisierungen. Blickt
man über die Grenzen Deutschlands hinweg, sieht’s nicht besser aus.
In  Europa  können  wir  seit  Jahren  eine  massive  Zunahme  von
rassistischen  Mobilisierungen  beobachten.  Nur  zwei  Beispiele:  in
Frankreich verbreitet  die Front National  seit  Jahrzehnten rechten
Populismus und befindet  sich  seit  Jahren im Aufschwung.  In  der
Ukraine haben Faschisten und ein reaktionäres Regime in den letzten
J a h r e n  s ä m t l i c h e  l i n k e  O r g a n i s a t i o n e n  u n d  d i e
Arbeiter_innenbewegung  zerschlagen.

Zeitgleich ist in der gesamten EU Abschottung angesagt. Dabei sind
die imperialistischen Länder Westeuropas, allen voran Deutschland,
hauptverantwortlich  dafür,  dass  Millionen  Menschen  zur  Flucht
gezwungen  werden.  Jahrhundertelange  Ausbeutung,  militärische
Interventionen  und  Unterstützung  reaktionärer  Regime  und
Diktaturen  durch  beispielsweise  Waffenexporte  sind  unerlässliche
Mittel  zur  Sicherung  der  Profite  westlicher  Konzerne  und  der
Machtinteressen  von  Ländern  wie  Deutschland.
Umso zynischer ist es, wenn die Verursacher von Ausbeutung und
Krieg auch noch festlegen, wer von den Millionen Geflüchteten, vor
Not und Elend fliehen darf. Als Antwort auf die steigende Anzahl von
Geflüchteten, sollen nun die Außengrenzen wieder „sicher“ gemacht
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werden.  Wer  al lerdings  „nützl ich“  ist  und  eine  „gute
Integrationsperspektive“ vorzuweisen hat, darf bleiben, die anderen
sollen  möglichst  rasch wieder  deportiert  werden.  So wurden alle
Balkanländer zu sicheren Herkunftsländern erklärt, womit Roma und
Sinti jederzeit abgeschoben werden können. Die Türkei gilt trotz des
Krieges  gegen  das  kurdisches  Volk  und  der  immer  offeneren
diktatorischen Herrschaft Erdogans als „sicheres Herkunftsland“, das
bei der Stärkung der Festungsmauern Europas kräftig mitwirken soll.
Aber trotz alledem war 2015 auch ein Jahr, in dem viele Menschen
ihre Solidarität mit den Geflüchteten zum Ausdruck brachten. Viele
sind nach wie vor in Supporter_innenstrukturen aktiv. Viele wollen
sich  gegen  staatlichen  Rassismus  und  rechte  Mobilisierungen
wehren. Aber diese Aktivitäten bleiben oft vereinzelt, lokal begrenzt –
und damit weit weniger wirksam als notwendig.

Schulstreikaktionen

Am 19.11.2015 gab es in verschiedenen Städten Schulstreiks und
Solidaritätsaktionen. Jugendliche gingen in Frankfurt am Main unter
dem Motto „We all need Education“ auf die Straße, in Bremen und in
Berlin unter dem Motto „Ob PEGIDA oder Staat, brennende Heime
sind die Früchte ihrer Saat“. In Göttingen, Kassel, sowie München
gab es Solidaritätsaktionen von Schüler_innen und Student_innen.
Insgesamt  waren  mehr  als  4000  Jugendlichen  an  diesem  Tag
bundesweit  auf  der  Straße  um  ein  klares  Zeichen  gegen  die
rassistischen Mobilisierungen, aber auch den staatlichen Rassismus
zu setzen.

Jetzt  stellen  sich  Viele  die  Frage:  Wie
geht’s  weiter?  Was  kommt  nach  dem



Streik?

Die rassistische Bewegung wird nicht abnehmen. Vielmehr besteht
die Gefahr dass sie größer wird. Denn während Seehofer für eine
Obergrenze für Geflüchtete argumentiert und weiter Menschen im
Mittelmeer ertrinken, gibt es nichts was die rechten Kräfte davon
abhält weiter zu mobilisieren und zu hetzen. Das wirft die Frage auf:
Was können wir tun?

Die  Antwort  hört  sich  einfach  und kompliziert  zu  gleich  an:  Wir
brauchen  eine  bundesweite,  antifaschistische  und  antirassistische
Jugendbewegung!
Doch was heißt das konkret? Was braucht eine Bewegung damit sie
Erfolg  hat?  Zunächst  einmal  sollte  sie  gemeinsame  Forderungen
aufwerfen.
Als Forderungen schlagen wir von REVOLUTION vor:

Volle  demokratische  und  politische  Rechte,  volle
Staatsbürgerrechte für Alle.
Nein  zu  Grenzkontrollen,  Residenzpflicht,  Einreise-  und
Aufenthaltsbeschränkungen! Volle Bewegungsfreiheit für alle
Geflüchteten!
Für  das  Recht  auf  Arbeit  und  die  gewerkschaftliche
Organisierung  aller  Geflüchteten,  keine  Kompromisse  bei
Mindestlohn und sozialer Sicherung! Für freie Bildung und
die  sofortige  Abschaffung  aller  Extragebühren  für
Deutschkurse und Bildungsangebote für Geflüchtete!
Nein  zum  menschenunwürdigen  Lagersystem!  Enteignung
leerstehenden  Wohnraums  zur  Unterbringung  von
Geflüchteten  und  den  massiven  öffentlichen  Ausbau  des
sozialen  Wohnungsbaus  statt  Privatisierungen  und
Immobilienspekulationen!
Sofortige  Beendigung aller  Kriegseinsätze  in  Mali,  Syrien,
Afghanistan, Irak, Kosovo, dem Mittelmeer und vor dem Horn



von Afrika, Schluss mit den deutschen Rüstungsexporten und
der deutschen Aufrüstung!
Für das Recht auf  Selbstverteidigung gegen Polizeigewalt,
rassistischer und faschistischer Angriffe!

Aber eine Bewegung besteht natürlich nicht nur in erster Linie aus
Forderungen, sie muss versuchen, um diese herum zum mobilisieren
und eine solche Kraft aufzubauen, dass sie in der Gesellschaft gehört
und durchgesetzt werden. Kurz, es gilt eine Bewegung aufzubauen,
die auch über den nötigen sozialen Rückhalt verfügt.
Bundesweite Vernetzung Die Aktionen in den Städten liefen bisher
jedoch recht isoliert ab und fanden kein bundesweites Gehör. Ein
Schritt in Richtung Bewegung besteht darin, die bereits bestehenden,
unterschiedlichen Bündnisse aus den Städten für eine gemeinsame
Aktion,  also  einen  bundesweiten  Streiktag  oder  einer
Großdemonstration, zu gewinnen. Gemeinsame zentrale Forderungen
wie  die  nach  offenen  Grenzen,  der  Enteignung von  ungenutztem
Wohnraum  oder  das  Recht  auf  gleiche,  kostenlose  Bildung  und
Ausbildungsplätze für Alle werden so besser wahrgenommen, da die
gesamte Aktion mehr Leute erreicht.
Vernetzung muss es aber nicht nur auf bundesweiter Ebene, sondern
auch vor Ort, an den Schulen, an Unis, in den Berufsschulen und
Betrieben  oder  in  den  Stadtteilen  geben.  So  kann  man  sich
untereinander  austauschen  und  unerfahrene  Aktivist_innen,  die
gerade ihren ersten Schulstreik oder ihre erste Aktion planen wollen,
unterstützen. Vor allem aber können diese Menschen nicht nur als
Teilnehmer_innen,  sondern  auch  als  Aktivist_innen  gewonnen
werden.

Kämpfe verbinden

In der aktuellen Situation, in der Geflüchtete und ihre Unterkünfte,
sowie Linke angegriffen werden, muss man sich fragen, was dem
rassistischen Mob schlagkräftiges entgegen setzten kann. Dass die



Polizei, wie sie in Heidenau, Freital oder auf vielen Demonstrationen
gezeigt  hat,  nicht  daran interessiert  ist,  Geflüchtete  zu schützen,
wirft die Frage nach der Organisierung von Selbstverteidigung auf.
Doch um diese umzusetzen, braucht man Massen an Menschen und
Rückhalt in der Bevölkerung.

Klassenfrage

Der  Kampf  gegen  Rassismus  ist  auch  eine  Klassenfrage.  Rechte
argumentieren gerne mit der Rhetorik „Das Boot ist voll“ und der
Angst,  dass  die  Geflüchteten  die  Arbeit  und  den  Wohnraum
wegnehmen.  Dieser  Spaltung,  die  nicht  nur  von  den  Rechten,
sondern  auch  von  den  Unternehmer_innen  und  der  „Mitte“  der
Gesellschaft  vorangetrieben  wird,  müssen  wir  uns  aktiv
entgegenstellen!  Integriert  man  Geflüchtete  in  die  Kämpfe  der
Arbeiter_innenklasse für Mindestlohn, bessere Arbeitsbedingungen,
für  Arbeitszeitverkürzung,  für  Ausbau  sozialen  Wohnraums,  die
Enteignung von Immobilienspekulanten usw.,  so kann daraus eine
enorme  Stärke  entstehen.  Wir  treten  daher  dafür  ein,  dass
Flüchtlinge  in  Gewerkschaften  aufgenommen  werden.
Dass der Kampf gegen Rassismus und für gemeinsame Interessen in
die  Gewerkschaften  und  Betriebe  getragen  wird,  ist  aus  zwei
Gründen wichtig. Erstens, um die reale Spaltung zu bekämpfen und
gegen  Chauvinismus  und  Rassismus  unter  Lohnabhängigen  zu
agieren.  Zweitens,  weil  die  Arbeiter_Innenklasse  aufgrund  ihrer
Stellung  in  der  Produktion  und  die  Gewerkschaften  als
Massenorganisationen tatsächlich die Macht hätten, den staatlichen
Rassismus  zu  bekämpfen,  Selbstverteidigungsorganisationen  von
Migrant_Innen, Linken und Jugendlichen zu unterstützen und durch
politische Demonstrationen und Streiks gleiche Rechte für alle zu
erkämpfen.



How to Schulstreik

In  der  Vergangenheit  mobilisierten  wir  von  REVOLUTION  für
mehrere  Schulstreiks.  Sei  es  in  der  Bildungsstreikbewegung,  die
2009 ihren Höhepunkt hatte, oder die zwei im letzten Jahr, wo wir
zusammen mit dem Refugee Schul- und Unistreik Berlin im Sommer
7000 und im November 2014 3500 Teilnehmer_innen auf die Straße
gebracht haben. Ein Schulstreik legt zwar keine Produktion lahm, ist
aber  ein  Akt  des  politischen  Massenprotests  und  des  zivilen
Ungehorsams.  Er  hat  die  Möglichkeit,  politische  Forderungen
aufzuwerfen, ohne das man viel Angst haben muss, von der Schule zu
fliegen.  Zusätzlich  polarisiert  ein  solcher  Streik  die  politische
Stimmung  in  den  Bildungseinrichtungen  und  öffnet  diesen  –  oft
abgeschotteten Ort Schule – für politische Debatten.

Aber  nun  ist  die  Frage:  Wie  wird  ein  erfolgreicher  Schulstreik
überhaupt organisiert?
Zu aller erst ist es wichtig das politische Klima in deiner Stadt und
die  aktuelle  Situation  zu  beachten.  Gab  es  rassistische
Mobilisierungen oder Übergriffe? Gab es schon Kundgebungen oder
Gegenmobilisierungen  zu  diesem  Thema  und  gibt  es  eventuell
Schulen,  an  welchen  Schüler_innen  an  der  Organisation  dieser
Proteste beteiligt waren? Oder gab es sogar schon Schulstreiks in
deiner  Stadt,  an  welche  angeknüpft  werden  können?  Solche
Vorbedingungen  sind  natürlich  hilfreich  bei  der  Organisation
zukünftiger  Aktionen.
Aber auch wenn es in euren Städten noch nichts dergleichen vorher
gab, heißt es noch lange nicht, dass ein Streik erfolglos sein muss.

Mobilisierung ist Handarbeit!
Hat man eine Aktion geplant,  ist  es klar,  dass man möchte, dass
möglichst  viele  Leute  zu dieser  kommen.  Doch wie  erreicht  man
möglichst  Viele?  Internetpräsenz  ist  hierbei  ein  wichtiges  Mittel.



Beispielsweise  eine  Facebook-Veranstaltung  die  regelmäßig
aktualisiert wird und in der auch inhaltliche Sachen geteilt werden
können,  zahlt  sich  aus.  Aber  alleine  hat  eine  Veranstaltung  auf
Facebook nicht den gleichen Einfluss wie direkte Mobilisierungen für
Aktionen vor Schulen. Im Vorfeld zum letzten Schulstreik in Berlin
2015 haben wir an über 80 Schulen geflyert, plakatiert und kurze
Kundgebungen gehalten. Dies sorgt dafür, dass Jugendliche direkt
erreicht  werden,  die  sonst  nicht  in  der  linken Szene ihrer  Stadt
rumhängen und mit dem Thema noch nicht vertraut sind. Darüber
hinaus erreicht man nicht nur mehr Leute, man sorgt auch dafür dass
in der Schule selber Diskussionen geführt werden. Mitschüler_innen,
die gegen die Aktion oder gar Rassisten sind, werden gegen den
Streik argumentieren und Gespräche eröffnen, die zur Politisierung
und Mobilisierung der Mitschüler_innen genutzt werden können.

Und eine solche Mobilisierungstour ist auch nicht schwer zu starten.
Das  Material  kann  von  lokalen  oder  bundesweiten  Bündnissen
verwendet werden, Boxen und Mikrofon müssen organisiert werden
und schon kann’s losgehen. In den Pausenzeiten wird sich vor die
Schule gestellt, Musik wird abgespielt, Flyer verteilt und zu einem
günstigen Zeitpunkt ein kurzer Redebeitrag gehalten. Vorher oder
nachher lohnt es sich noch um die Schule herum zu plakatieren, so
dass  die  Schüler_innen  auch  nach  der  Kundgebung  noch  an  die
Aktion erinnert werden.

Das Gute an einer Mobitour: Man verteilt nicht nur die Materialien
und bewirbt die Schulen, sondern hat selber auch einen Lerneffekt.
Flyert  man  vor  unterschiedlichen  Schulen  und  spricht  mit
Schüler_innen über die Aktion, sieht man wo die Flyer gut ankommen
und  wo  nicht,  welche  Schulen  ein  gutes  Mobilisierungspotential
h a b e n  u n d  w i e  v e r s t ä n d l i c h  u n d  ü b e r z e u g e n d  d a s
Mobilisierungsmaterial  ist.

Aber  nicht  nur  Schüler_Innen  können  für  den  Schulstreik



mobilisieren.  Auch  unsere  Lehrer_innen  können  sich  positiv  wie
negativ daran beteiligen. Interessierte Lehrer_innen, die den Streik
beispielsweise  unterstützen,  können  der  Thematik  im  Unterricht
Raum  für  Diskussion  geben  oder  die  Mobilisierung  aktiv
unterstützen.  Aber  auch  Lehrer_innen  oder  Schulleiter_innen,  die
versuchen  einen  vom verteilen  abzuhalten  und  gegen  die  Aktion
wettern, bieten die Möglichkeit für einen positiven Auftritt.

An deiner Schule kann man keine Arbeit
machen?

Du irrst dich gewaltig! Über das Verteilen von Materialien hinaus,
kann an deiner Schule eine ganze Menge gehen. Hat man erstmal
Materialen verteilt, lohnt es sich einen Aushang zu machen und sich
mit  interessierten  Schüler_innen  zu  treffen.  Hat  man  erstmal
interessierte Mitschüler_innen mobilisiert, lohnt es sich Aktions- und
Streikkomitees  aufzubauen  um  gemeinsam  an  deiner  Schule  zu
arbeiten. Wir von REVOLUTION helfen dir gerne dabei und haben
darin auch schon einiges an Erfahrung gesammelt. Aber nicht nur
kleine Kundgebungen, Diskussionsveranstaltungen oder der Aufbau
von Komitees kann für die Mobilisierung genutzt werden. Laut dem
Schulgesetz  haben  Schüler_innen  das  Recht  Vollversammlungen
abzuhalten. Diese geben die Möglichkeit vor der gesamten Schule
Probleme zu thematisieren und in einen größeren Kontext zu setzten.
Gibt  es  zum  Beispiel  Lehrer_innen,  welche  sich  rassistisch  im
Unterricht äußern? Gibt es Mitschüler_innen von euch, welche von
einer Abschiebung bedroht sind? All dies kann genutzt werden um
euren Mitschüler_innen aufzuzeigen wie sehr das Thema Rassismus
den Alltag bestimmen kann, auch wenn politische Themen für einen
selbst  oft  den  Anschein  erwecken,  man  selbst  oder  seine
Freund_innen  wären  davon  nicht  betroffen.



Die komplette Mobi ganz alleine machen?

Natürlich muss die  Mobilisierung nicht  alleine gestemmt werden.
Umso mehr Organisationen im Boot sind und sich an einer Bewegung
beteiligen,  umso  einfacher  und  breiter  kann  die  Mobilisierung
durchgeführt  werden.  Vor  allem  die  Einbindung  der  großen
Organisationen  der  Arbeiter_innenklasse  (SPD  und  Linkspartei)
spielen hierbei eine wichtige Rolle, die Bewegung in breite Schichten
der  Gesellschaft  zu  tragen und die  Mobilisierung stark  über  das
linksradikale  Spektrum hinaus  auszuweiten.  Hierbei  ist  es  jedoch
sehr wichtig,  dass sich revolutionäre Jugendliche nicht den Mund
verbieten lassen von diesen großen Organisationen.  Während der
gesamten Vorbereitung, Mobilisierung und Aktion, muss klar sein,
dass es sich um ein zeitlich begrenztes Bündnis und Aktion handelt.
Über  die  gemeinsamen  Materialen  des  Bündnisses,  muss  allen
beteiligten  Organisation  erlaubt  sein,  ihre  eigene  Materialien  zu
verteilen,  auch  wenn  in  diesen  die  Politik  von  Organisation  im
Bündnis kritisiert wird. Nur so kann eine Bewegung aus der vollen
Ideensammlung entscheiden, was der richtige Weg nach vorne ist.

Du  hast  Interesse  an  deiner  Schule  zu  arbeiten  und  willst
Unterstützung  beim  Aufbau  eines  Aktions-  oder  Streikkomitees?
Dann  melde  d ich  bei  uns!  Schreib  e ine  Nachr icht  an
germany@onesolutionrevolution.de  oder  auf  Facebook.

https://onesolutionrevolution.de/germany@onesolutionrevolution.de
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Erzieher_Innenstreik  in
Kassel
Am  19.  März  streikten  vor  dem  Kasseler  Rathaus  über  1.000
Beschäft igte  des  Sozialen  Dienstes  (Erzieher_Innen,
Heilpädagog_Innen,  Sozialarbeiter_Innen,  Kinderpfleger_Innen,
SozialassistentInnen  u.a.)  für  mehr  Anerkennung,  eine
Höhergruppierung und bis zu 10% mehr Lohn. Anschließend zog eine
Demonstration  durch  die  Innenstadt  zum  Streiklokal.  Mit  dabei
waren auch über 20 Studierende der Erzieher_Innenausbildung an
der Fachschule für  Sozialpädagogik der  Elisabeth-Knipping-Schule
Kassel.  Diese  zeigten  mit  Transparenten  und  Schildern  ihre
Solidarität mit den schon ausgelernten KollegInnen und beteiligten
sich an dem Warnstreik statt den Unterricht zu besuchen. Leider
trauten sich etliche Auszubildende nicht, der Schule fern zu bleiben
und  Fehlzeiten  zu  riskieren,  u.a  weil  sie  Ärger  mit  dem  BAföG
befürchteten.

Bereits  Anfang  2015  hatten  angehende  Erzieher_Innen  (darunter
organisierte  Mitglieder  von  SAV  und  REVOLUTION)  der  Schule
begonnen,  das Thema in den Studierendenrat  der Fachschule für
Sozialpädagogik  einzubringen,  Informationen  zu  sammeln  und
Kontakt  zu den Gewerkschaften ver.di  und GEW sowie zu linken
Organisationen und Parteien aufzubauen.

Auf  einer  einberufenen  Vollversammlung  der  Fachschule  Ende
Februar 2015 informierten eine Betriebsrätin und Erzieherin, eine
ver.di Funktionärin und der Studierendenrat über die Forderungen
und den bevorstehenden Arbeitskampf sowie allgemein zum Thema
gewerkschaftliche Organisierung. Eine überwältigende Mehrheit der
Anwesenden sprach sich dann anschließend in  einer  Abstimmung
dafür aus,  dass der Studierendenrat den Arbeitskampf solidarisch
begleiten sollte.

https://onesolutionrevolution.de/erzieher_innenstreik-in-kassel/
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Am 26. März trafen sich dann linke Organisationen, Mitglieder des
Studierendenrates,  Gewerkschafter_Innen  und  Arbeiter_Innen  in
sozialen  Berufen  zur  konst i tuierenden  Sitzung  eines
Solidaritätskomitees für die Streikenden. Ziel soll es sein den Streik
auch von außen zu unterstützen und sich zu vernetzen. Am 8. April
folgte  dann  in  Kassel  der  zweite  Warnstreik  mit  einer  –  auch
ferienbedingten  –  geringeren  Beteiligung  von  insgesamt  ca.  700
Streikenden.

Momentan verrät die Gewerkschaftsführung von ver.di jedoch sowohl
die streikenden angestellten Lehrer_Innen und die GEW, als auch die
ArbeiterInnen  im  Sozialen  Dienst,  denn  sie  hat  bereits  in  den
Auseinandersetzungen  der  Angestellten  des  Landes  einem
Tarifvertrag zugestimmt. Damit nimmt sie den Druck aus dem Kessel
und verhindert effektive Streiks. Noch dazu ist der Tarifvertrag mit
mickrigen  Lohnzuwächsen  ziemlich  bescheiden.  Wir  rufen  die
Angestellten  der  Länder  dazu  auf  bei  der  Abstimmung über  den
Tarifvertrag mit NEIN zu stimmen und die Streiks im Sozialen Dienst
und bei den angestellten Lehrer_Innen auszuweiten.

Ein Artikel von Alex DeLarge, REVOLUTION Kassel


